
Satzungsänderungen Volksbank eG mit Synopse 06/2025

Satzungsparagraph Satzungspassage ALT (2024) Satzungspassage NEU (2025) Erläuterungen
II. MITGLIEDSCHAFT
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft (2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch

a) eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende 
unbedingte Beitrittserklärung, die den 
Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes 
entsprechen muss und
b) Zulassung durch die Genossenschaft.

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch
a) eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende 
unbedingte Beitrittserklärung des Antragstellers in 
Textform (§ 126b BGB), die den Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und
b) Zulassung durch die Genossenschaft.

Seit dem 1. Januar 2025 bedarf die 
Beitrittserklärung zu einer Genossenschaft von 
Gesetz wegen nicht mehr der Schriftform, 
sondern der Textform.

§ 5 Kündigung (3) Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden 
und der Genossenschaft mindestens 3 Monate vor 
Schluss eines Geschäftsjahres zugehen.

(3) Die Kündigung muss schriftlich in Textform 
erklärt werden und der Genossenschaft mindestens 
3 Monate vor Schluss eines Geschäftsjahres 
zugehen.

Seit dem 1. Januar 2025 bedarf die Kündigung 
der Mitgliedschaft in einer Genossenschaft von 
Gesetz wegen nicht mehr der Schriftform, 
sondern der Textform.

Die Satzungsänderungen beziehen sich auf:
- § 3 Erwerb der Mitgliedschaft
- § 5 Kündigung
- § 6 Übertragung des Geschäftsguthaben
- § 10 Auseinandersetzung
- § 15 Vertretung
- § 18 Zusammensetzung und Dienstverhältnis
- § 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrates
- § 25 Konstituierung, Beschlussfassung
- § 26 a Zusammensetzung und Stimmrecht
- § 26 d Aktives Wahlrecht
- § 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des Vertreteramtes
- § 28 Einberufung und Tagesordnung
- § 39 Andere Ergebnisrücklagen
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§ 6 Übertragung des Geschäftsguthaben (1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des 

Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch 
schriftlichen Vertrag einem anderen übertragen und 
hierdurch aus der Genossenschaft ohne 
Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der 
Erwerber bereits Mitglied ist oder an seiner Stelle 
Mitglied wird. Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist 
die Übertragung des Geschäftsguthabens nur 
zulässig, sofern sein bisheriges Geschäftsguthaben 
nach Zuschreibung des Geschäftsguthabens des 
Veräußerers dem zulässigen Gesamtbetrag der 
Geschäftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt 
ist oder sich beteiligt, nicht übersteigt.

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des 
Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch 
schriftlichen Vertrag Vereinbarung in Textform 
einem anderen übertragen und hierdurch aus der 
Genossenschaft ohne Auseinandersetzung 
ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist 
oder an seiner Stelle Mitglied wird. Ist der Erwerber 
bereits Mitglied, so ist die Übertragung des 
Geschäftsguthabens nur zulässig, sofern sein 
bisheriges Geschäftsguthaben nach Zuschreibung 
des Geschäftsguthabens des Veräußerers dem 
zulässigen Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit 
denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt, 
nicht übersteigt.

Seit dem 1. Januar 2025 bedarf die Übertragung 
des Geschäftsguthabens von Gesetz wegen 
nicht mehr der Schriftform, sondern der 
Textform.

§ 10 Auseinandersetzung (2) Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf 
Auszahlung des 
Auseinandersetzungs-guthabens; für die Auszahlung 
ist die Zustimmung von Vorstand und Aufsichtsrat 
erforderlich. Darüber hinaus hat es keine Ansprüche 
auf das Vermögen der Genossenschaft. Die 
Genossenschaft ist berechtigt, bei der 
Auseinandersetzung die ihr gegen das 
ausgeschiedene Mitglied zustehenden fälligen 
Forderungen gegen das 
Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der 
Genossenschaft haftet das 
Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds als 
Pfand für einen etwaigen Ausfall, insbesondere im 
Insolvenzverfahren des Mitglieds.

(1)     Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf 
Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens; für 
die Auszahlung ist die Zustimmung von Vorstand 
und Aufsichtsrat erforderlich. Darüber hinaus hat es 
keine Ansprüche auf das Vermögen der 
Genossenschaft. Die Genossenschaft ist berechtigt, 
bei der Auseinandersetzung die ihr gegen das 
ausgeschiedene Mitglied zustehenden fälligen 
Forderungen gegen das 
Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der 
Genossenschaft haftet das 
Auseinandersetzungsguthaben des Mitglieds als 
Pfand für einen etwaigen Ausfall, insbesondere im 
Insolvenzverfahren des Mitglieds.

Korrektur der Rechtschreibung

III. ORGAN DER GENOSSENSCHAFT 
A. DER VORSTAND
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§ 15 Vertretung (1)     Die Genossenschaft wird durch zwei 

Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstands-
mitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. 
Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle 
Vorstandmitglieder von dem Verbot der 
Mehrvertretung des § 181 2. Alternative BGB 
befreien, ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen 
Rechtsgeschäften, welche die Genossenschaft mit 
oder gegenüber Dritten vornimmt, zugleich als 
Vertreter Dritter zu handeln.

(1)     Die Genossenschaft wird durch zwei 
Vorstandsmitglieder oder durch ein 
Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen 
vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle 
Vorstandmitglieder von dem Verbot der 
Mehrvertretung des § 181 2. Alternative BGB 
befreien, ihnen also die Befugnis erteilen, bei allen 
Rechtsgeschäften, welche die Genossenschaft mit 
oder gegenüber Dritten vornimmt, zugleich als 
Vertreter Dritter zu handeln.

Korrektur der Rechtschreibung

§ 18 Zusammensetzung und Dienstverhältnis  (3)Der Aufsichtsratsvorsitzende unterzeichnet 
namens der Genossenschaft die Dienst-verträge mit 
den Vorstandsmitgliedern. (4)     Für die Kündigung 
des Dienstverhältnisses eines Vorstandsmitglieds 
unter Einhaltung der vertraglichen oder 
gesetzlichen Frist sowie für den Abschluss von 
Aufhebungs-vereinbarungen ist der Aufsichtsrat, 
vertreten durch seinen Vorsitzenden bzw. bei dessen 
Verhinderung durch seine Stellvertreter, zuständig. 
Für die außerordentliche Kündigung des 
Dienstverhältnisses aus wichtigem Grund (fristlose 
Kündigung) ist die Vertreterversammlung zuständig. 
Die Beendigung des Dienstverhältnisses hat die 
Aufhebung der Organstellung zur Folge.

 (3)Der Aufsichtsratsvorsitzende unterzeichnet 
namens der Genossenschaft die Dienstverträge mit 
den Vorstandsmitgliedern.
(4)     Für die Kündigung des Dienstverhältnisses eines 
Vorstandsmitglieds unter Einhaltung der 
vertraglichen oder gesetzlichen Frist sowie für den 
Abschluss von Aufhebungsvereinbarungen ist der 
Aufsichtsrat, vertreten durch seinen Vorsitzenden 
bzw. bei dessen Verhinderung durch seine 
Stellvertreter, zuständig. Für die außerordentliche 
Kündigung des Dienstverhältnisses aus wichtigem 
Grund (fristlose Kündigung) ist die 
Vertreterversammlung zuständig. Die Beendigung 
des Dienstverhältnisses hat die Aufhebung der 
Organstellung zur Folge.

Korrektur der Rechtschreibung

B. DER AUFSICHTSRAT
§ 24 Zusammensetzung und Wahl des 
Aufsichtsrates 

(4) Das Amt eines Aufsichtsmitglieds endet sofort, 
wenn es darauf beruht, dass das
Aufsichtsratsmitglied Mitglied einer eingetragenen 
Genossenschaft ist, und diese Mitgliedschaft 
beendet ist. Entsprechendes gilt für zur Vertretung 
anderer juristischer Personen oder 
Personengesellschaften befugte Personen, wenn 
deren Vertretungsbefugnis endet. Besteht Streit 
über die Beendigung der Mitgliedschaft bzw. 
Vertretungsbefugnis, entscheidet die schriftliche 
Erklärung der Genossenschaft bzw. anderen 
juristischen Person oder Personengesellschaft, dass 
die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis 
beendet ist.

(4) Das Amt eines Aufsichtsmitglieds endet sofort, 
wenn es darauf beruht, dass das
Aufsichtsratsmitglied Mitglied einer eingetragenen 
Genossenschaft ist, und diese Mitgliedschaft 
beendet ist. Entsprechendes gilt für zur Vertretung 
anderer juristischer Personen oder 
Personengesellschaften befugte Personen, wenn 
deren Vertretungsbefugnis endet. Besteht Streit 
über die Beendigung der Mitgliedschaft bzw. 
Vertretungsbefugnis, entscheidet die schriftliche 
Erklärung in Textform der Genossenschaft bzw. 
anderen juristischen Person oder 
Personengesellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. 
Vertretungsbefugnis beendet ist.

Für die Information darüber, dass ein Mitglied 
des Aufsichtsrats nicht mehr Mitglied in der eG, 
die es vertritt, oder nicht mehr 
Vertretungsberechtigter einer juristischen 
Person ist, verlangt das Gesetz keine bestimmte 
Form. In Anlehnung an die bereits 
beschriebenen Formänderungen schreibt die 
Satzung nun auch für diese Information nur 
noch die Textform vor.
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§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung (4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen 

mindestens vierteljährlich stattfinden. Außerdem hat 
der Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der 
Tagesordnung einzuberufen, so oft dies im Interesse 
der Genossenschaft nötig erscheint oder wenn es 
der Vorstand oder mindestens die Hälfte der 
Aufsichtsratsmitglieder schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangt. Wird diesem 
Verlangen nicht entsprochen, so können die 
Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts 
selbst den Aufsichtsrat einberufen.

(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen 
mindestens vierteljährlich stattfinden. Außerdem hat 
der Vorsitzende eine Sitzung unter Mitteilung der 
Tagesordnung einzuberufen, so oft dies im Interesse 
der Genossenschaft nötig erscheint oder wenn es 
der Vorstand oder mindestens die Hälfte der 
Aufsichtsratsmitglieder in Textform schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. Wird 
diesem Verlangen nicht entsprochen, so können die 
Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts 
selbst den Aufsichtsrat einberufen.

Auch für das Verlangen, eine Sitzung des 
Aufsichtsrats einzuberufen, legt das Gesetz 
keine bestimmte Form fest.  In Anlehnung an die 
bereits beschriebenen Formänderungen 
verlangt die Satzung nun auch hierfür nur noch 
die Einhaltung der Textform.

C. DIE VERTRETERVERSAMMLUNG
§ 26 a Zusammensetzung und Stimmrecht  (4) Niemand kann sein Stimmrecht ausüben, wenn 

darüber Beschluss gefasst wird, ob erzu entlasten 
oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist, oder 
ob die Genossenschaft gegen ihn einen Anspruch 
geltend machen soll. Er ist jedoch vor der 
Beschlussfassung zu hören.

 (4) Niemand kann sein Stimmrecht ausüben, wenn 
darüber Beschluss gefasst wird, ob er zu entlasten 
oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist, oder 
ob die Genossenschaft gegen ihn einen Anspruch 
geltend machen soll. Er ist jedoch vor der 
Beschlussfassung zu hören.

Korrektur der Rechtschreibung

§ 26 d Aktives Wahlrecht (5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte 
Vertreter oder Bevollmächtigte müssen ihre 
Vertretungsbefugnis auf Verlangen des 
Wahlausschusses schriftlich nachweisen.

(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte 
Vertreter oder Bevollmächtigte müssen ihre 
Vertretungsbefugnis auf Verlangen des 
Wahlausschusses schriftlich in geeigneter Form 
nachweisen.

In Anlehnung an die bereits beschriebenen 
Formänderungen schreibt die Satzung nun auch 
für den Nachweis der Vertretungsbefugnis einer 
Person, die stellvertretend an der Vertreterwahl 
teilnehmen will, nur noch eine geeignete Form 
vor. Welcher Nachweis geeignet erscheint, kann 
der Wahlausschuss im Einzelfall entscheiden.

§ 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des 
Vertreteramtes

(4) Das Vertreteramt endet vorzeitig, wenn es darauf 
beruht, dass der Vertreter zur Vertretung einer 
juristischen Person oder Personengesellschaft 
befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis erloschen 
ist. Besteht Streit über das Erlöschen der 
Vertretungs-befugnis, entscheidet die schriftliche 
Erklärung der juristischen Person bzw. 
Personengesellschaft, dass die Vertretungsbefugnis 
erloschen ist.

(4) Das Vertreteramt endet vorzeitig, wenn es darauf 
beruht, dass der Vertreter zur Vertretung einer 
juristischen Person oder Personengesellschaft 
befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis erloschen 
ist. Besteht Streit über das Erlöschen der 
Vertretungsbefugnis, entscheidet die schriftliche 
Erklärung in Textform der juristischen Person bzw. 
Personengesellschaft, dass die Vertretungsbefugnis 
erloschen ist.

Korrektur der Rechtschreibung

Für die Information darüber, dass gewählter 
Vertreter nicht mehr Vertretungsberechtigter 
einer juristischen Person oder 
Personengesellschaft ist, verlangt das Gesetz 
keine bestimmte Form. In Anlehnung an die 
bereits beschriebenen Formänderungen 
schreibt die Satzung nun auch für diese 
Information nur noch die Textform vor.
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§ 28 Einberufung und Tagesordnung (7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die 

Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei 
Werktage vor Beginn der Frist abgesendet worden 
sind.

(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 gelten die 
Mitteilungen als zugegangen, wenn sie zwei vier 
Werktage vor Beginn der Frist abgesendet worden 
sind.

Abs. 7 regelt eine Zugangsfiktion. Die Satzung 
kann eine Zugangsfiktion regeln, wenn die 
übliche und angemessene Postlaufzeit 
berücksichtigt wird. Da sich die Postlaufzeiten 
in 2024 dahingehend geändert haben, dass eine 
Auslieferung nicht mehr in zwei, sondern in vier 
Tagen ausreichend ist, ist die Vorschrift 
angepasst worden.

IV. EIGENKAPITAL UND HAFTUNGSSUMME
§ 39 Andere Ergebnisrücklagen Neben der gesetzlichen Rücklage wird eine andere 

Ergebnisrücklage gebildet, der jährlich mindestens 
10 Prozent des Jahresüberschusses zuzüglich eines 
eventuellen Gewinn-vortrages bzw. abzüglich eines 
eventuellen Verlustvortrages zuzuweisen sind. 
Weitere Ergebnisrücklagen können gebildet werden. 
Über ihre Verwendung beschließen Vorstand und 
Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 1 
Buchst. g).

Neben der gesetzlichen Rücklage wird eine andere 
Ergebnisrücklage gebildet, der jährlich mindestens 
10 Prozent des Jahresüberschusses zuzüglich eines 
eventuellen Gewinnvortrages bzw. abzüglich eines 
eventuellen Verlustvortrages zuzuweisen sind. 
Weitere Ergebnisrücklagen können gebildet werden. 
Über ihre Verwendung beschließen Vorstand und 
Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 1 
Buchst. g).

Korrektur der Rechtschreibung
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